Antrag an den Bundesparteitag der ÖDP am 15.11./16.11.14 in Erlangen

Der Parteitag möge beschließen:

An den Bundesvorstand wird der Auftrag erteilt, eine geänderte Fassung von §8.3. der Bundessatzung zu erarbeiten, die einen veränderten Delegiertenschlüssel zur Berechnung der Bundesparteitagsdelegierten zum Ergebnis hat. Ziel ist es, die Position der mitgliederschwächeren Landesverbände zu stärken, und diesen mehr Delegierte als bisher zuzubilligen. Vorbild sollte das Prinzip der sog. „degressiven Proportionalität“ sein, die bei der Wahl des EU-Parlamentes Anwendung findet. 

Der erarbeitete Vorschlag, ggf. bestehend aus mehreren Alternativen, soll auf einem  Bundesparteitag im Jahre 2015 den Delegierten zur Abstimmung vorgelegt werden.

Begründung:

Die Bundes-ÖDP muss sich nach unserer Auffassung im Nachgang der EU-Wahl, und im Hinblick auf die annähernd „wahlfreien“ Jahre bis 2017 einschneidenden Strukturreformen stellen, um in Zukunft besser handlungsfähig zu sein. Dies leiten wir unter anderem am EU-Wahlergebnis ab, welches gezeigt hat, dass die ÖDP in der Mehrzahl der Bundesländer auf der politischen Landkarte quasi nicht existent ist.

Eine Ursache dafür ist unserer Meinung nach das numerische Übergewicht der süddeutschen, besonders der bayerischen Mitglieder innerhalb der Partei, und damit derzeit auch auf Bundesparteitagen. Bayern stellt zwei Drittel der BPT-Delegierten, zusammen mit Baden-Württemberg über drei Viertel. Angesichts dieser erdrückenden „Süd-Lastigkeit“ fällt es auf, dass sich Delegierte anderer Landesverbände auf den Parteitagen schon mangels Masse kaum 

an Sach- und Personaldiskussionen beteiligen. Bundesparteitage gerieten so immer wieder zu einer Art bayerischem Landesparteitag in abgewandelter Form. Wirkliche Impulse mit Strahlkraft z.B. auf Bundesländer wie NRW, Niedersachsen oder den gesamten Bereich der neuen Bundesländer waren in den letzten Jahren nicht zu erkennen.

Auch innerhalb der EU würde es zu riesigen Problemen führen, wenn sich das EU-Parlament nur anhand der Einwohnerzahlen seiner Mitgliedsländer zusammensetzen würde. Länder wie Malta oder Luxemburg hätten entweder nur einen Abgeordneten, oder das Parlament müsste aus Tausenden von Parlamentariern bestehen, um den kleineren Ländern wenigstens eine Handvoll Abgeordnete zu sichern.

Man hat auf EU-Ebene dieses Problem durch die sog. Degressive Proportionalität gelöst, die eine Mindestzahl von 6 Abgeordneten für die kleineren Länder zum Ergebnis hat, die Höchstzahl aber bei unter 100 Abgeordneten für die einwohnerstarken Länder begrenzt. Wir fügen die Zusammensetzung des EU-Parlamentes unserer Begründung bei.

Es wäre nun Aufgabe des Bundesvorstandes, einen Delegiertenschlüssel auszuarbeiten, der sich am Vorgehen der EU orientiert.

Dies könnte beispielhaft bedeuten, dass alle Landesverbände der ÖDP eine Mindestdelegiertenzahl von 5 erhalten (sog. „Grundmandate“). Darüberhinaus erhalten die Landesverbände pro angefangene 50 Mitglieder einen Delegierten. 

Wir haben in untenstehender Tabelle dieses Beispiel berechnet (Mitgliederzahlen sind gerundet) und mit der IST-Situation verglichen. Die Verschiebung der Kräfteverhältnisse wird daraus sehr deutlich.

Es sind natürlich auch wesentlich kompliziertere Modelle denkbar, auch das EU-Modell ist in seiner Berechnung viel komplizierter, als vorstehend beschrieben.

Zur Erinnerung hier der aktuelle Text der Bundessatzung § 8.3.:

(1) Die Landesverbände werden je angefangene 30 Mitglieder durch eine Delegierte/einen Delegierten vertreten. 

Beispielrechnung BPT-Delegierte

	Landesverband
	Einwohner
	Mitglieder
	BPT-Delegierte alt

(gerundet)
	BPT-Delgierte neu 

(Beispiel)

	Baden-Württ.
	10,6 Mio
	1000
	34
	25

	Bayern
	12,5 Mio
	4000
	134
	85

	Berlin
	3,4 Mio
	80
	3
	7

	Brandenburg
	2,5 Mio
	20
	1
	6

	Bremen
	0,65 Mio
	10
	1
	6

	Hamburg
	1,7 Mio
	40
	2
	6

	Hessen
	6 Mio
	100
	4
	7

	Meck-VoPomm
	1,6 Mio
	20
	1
	6

	Niedersachsen
	7,8 Mio
	170
	6
	9

	NRW
	17,5 Mio
	460
	16
	15

	Rheinld-Pfalz
	4 Mio
	290
	10
	11

	Saarland
	1 Mio
	25
	1
	6

	Sachsen
	4 Mio
	30
	1
	6

	Sa-Anhalt
	2,2 Mio
	60
	2
	7

	Schleswig-Holst.
	2,8 Mio
	50
	2
	6

	Thüringen
	2,2 Mio
	40
	2
	6

	gesamt
	80,45 Mio
	6390
	218
	213


Wir möchten als Kreisverband Coburg nicht mit einem fertigen Beschlussvorschlag in die Diskussion gehen, sondern hoffen darauf, dass der Bundesvorstand einen konsensfähigen Vorschlag ausarbeitet, der dann eine möglichst große Zustimmung auf einem BPT 2015 findet. Zunächst geht es uns heute darum, dass die Notwendigkeit zur Veränderung erkannt wird.

Im Gegensatz zur EU, wo sich die Bevölkerungszahlen Maltas und Deutschlands nicht nennenswert annähern werden, bleibt zu hoffen, dass die schwächeren Landesverbände an Mitgliedern zulegen können, und sich damit die „Starthilfe“ durch die Grundmandate perspektivisch als nicht mehr relevant und erforderlich erweist. 

Wir werden unseren Antrag in Erlangen auch noch eingehender mündlich begründen, und mit Fakten untermauern.

Beschlossen mit 7/0/0 an der Kreishauptversammlung 21.8.14

Unterschrift 

